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Gesetz 
vom 20. Juni 2012 

über die Abänderung des Allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom 1. Juni 1811, im Fürs-
tentum Liechtenstein eingeführt aufgrund der Fürstlichen Verordnung 
vom 18. Februar 1812, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert: 

§ 532 

Erbrecht und Erbschaft 

Das ausschliessende Recht, die ganze Verlassenschaft oder einen in 
Beziehung auf das Ganze bestimmten Teil derselben (z.B. die Hälfte, ein 
Drittel) in Besitz zu nehmen, heisst Erbrecht. Es ist ein absolutes Recht, 
welches gegen einen jeden, der sich der Verlassenschaft anmassen will, 
wirksam ist. Derjenige, dem das Erbrecht gebührt, wird Erbe, und die 
Verlassenschaft, in Beziehung auf den Erben, Erbschaft genannt. 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 12/2012 und 68/2012 
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§ 533 

Das Erbrecht gründet sich auf den nach gesetzlicher Vorschrift er-
klärten Willen des Erblassers, auf einen Erbvertrag (§§ 602 ff.) oder auf 
das Gesetz. 

§ 534 

Die erwähnten drei Arten des Erbrechtes können auch nebeneinander 
bestehen, so dass einem Erben ein in Beziehung auf das Ganze bestimmter 
Teil aus dem letzten Willen, dem andern aus dem Erbvertrag, und einem 
dritten aus dem Gesetze gebührt. 

§ 543 

Aufgehoben 

§ 544 

Aufgehoben 

§ 548 

Verbindlichkeiten, die der Erblasser aus seinem Vermögen zu leisten 
gehabt hätte, übernimmt sein Erbe. 

§ 569 

2. unreifes Alter 

Unmündige bis zum 14. Lebensjahr sind zu testieren unfähig. Minder-
jährige unter 18 Jahren können, ausser im Fall des § 597, nur mündlich 
vor Gericht testieren. § 568 zweiter und dritter Satz gelten entsprechend. 
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Sachüberschrift vor § 570 

3. wesentlicher Irrtum 

§ 573 Sachüberschrift 

4. Ordensgelübde 

§ 574 Sachüberschrift 

Aufgehoben 

§ 577 Abs. 2 

2) Gerichtliche Testamente werden von Amts wegen hinterlegt. Ausser-
gerichtliche Testamente kann der Erblasser persönlich gerichtlich hinter-
legen. Über die Hinterlegung ist ein Protokoll aufzunehmen. 

Sachüberschrift vor § 578 

1. Aussergerichtlich schriftlich 

§ 578 

Wer schriftlich und ohne Zeugen testieren will, der muss das Testa-
ment oder Kodizill eigenhändig schreiben und eigenhändig mit seinem 
Namen unterfertigen. Die Beisetzung des Tages, des Monats, des Jahres 
und des Ortes, wo der letzte Wille errichtet wird, ist zwar nicht notwen-
dig, aber zur Vermeidung der Streitigkeiten rätlich. 

§ 583 

In der Regel gilt ein und derselbe Aufsatz nur für einen Erblasser. Eine 
Ausnahme besteht für Ehegatten und Brautleute sowie eingetragene 
Partner (§ 583a). 
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§ 583a 

Gemeinsames Testament 

1) Ehegatten und Brautleute unter der Bedingung der Eheschliessung 
sowie eingetragene Partner können sich in einem gemeinsamen Testament 
gegenseitig wie auch dritte Personen als Erben einsetzen. Ein derartiges 
Testament ist widerruflich. 

2) Der Bestand der einen Verfügung ist nicht von dem der anderen 
abhängig, ausser es wird dies eigens vereinbart. 

§§ 584 bis 586 

Aufgehoben 

Sachüberschrift vor § 587 

2. Gerichtlich 

§ 587 

Der Erblasser kann auch vor einem Gerichte schriftlich oder mündlich 
testieren. Die schriftliche Anordnung muss von dem Erblasser wenigstens 
eigenhändig unterschrieben sein, und dem Gerichte persönlich übergeben 
werden. Das Gericht hat den Erblasser auf den Umstand, dass seine 
eigenhändige Unterschrift beigerückt sein müsse, aufmerksam zu machen, 
dann den Aufsatz gerichtlich zu versiegeln, und auf dem Umschlage 
anzumerken, wessen letzter Wille darin enthalten sei. Über den Vorgang 
ist ein Protokoll aufzunehmen und der Aufsatz gerichtlich zu hinterlegen 
(§ 577 Abs. 2). 

§ 590 

Im Notfall können sich die Gerichtspersonen zum Erblasser begeben, 
um seinen letzten Willen zu Protokoll zu nehmen. 
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§ 597 

1) Droht unmittelbar die Gefahr, dass der Erblasser stirbt oder die 
Fähigkeit zu testieren verliert, bevor er seinen letzten Willen auf andere 
Weise zu erklären vermag, so kann er auch mündlich oder schriftlich 
(§ 579) unter Beiziehung zweier fähiger Zeugen testieren, die zugleich 
gegenwärtig sein müssen. Bei Gefahr einer Ansteckung ist nicht nötig, 
dass beide Zeugen zugleich anwesend sind. Es sind auch Personen, die 
das vierzehnte Lebensjahr zurückgelegt haben, gültige Zeugen. Ein so 
erklärter letzter Wille verliert drei Monate nach Wegfall der Gefahr seine 
Gültigkeit. 

2) Eine mündliche letzte Anordnung muss auf Verlangen eines jeden, 
dem daran gelegen ist, durch die übereinstimmenden Aussagen der zwei 
Zeugen bestätigt werden, widrigenfalls diese Erklärung des letzten Willens 
ungültig ist (§ 601). 

§§ 598 bis 600 

Aufgehoben 

Sachüberschriften vor § 602 

Erbvertrag 

1. Erfordernisse zur Gültigkeit des Erbvertrages 

§ 602 

1) Durch einen Erbvertrag wird der künftige Nachlass oder ein Teil 
desselben versprochen und das Versprechen angenommen. 

2) Durch einen Erbvertrag kann auch ein Dritter zum Erben eingesetzt 
werden. 

3) Zur Gültigkeit eines Erbvertrages ist es notwendig, dass die für letzte 
Anordnungen massgeblichen Vorschriften eingehalten worden sind. 

4) Gerichtliche Erbverträge werden von Amts wegen hinterlegt. Aus-
sergerichtliche Erbverträge kann jede Erbvertragspartei persönlich gericht-
lich hinterlegen. Über die Hinterlegung ist ein Protokoll aufzunehmen. 



6 

§ 602a 

Was für Bedingungen bei Verträgen überhaupt gilt, ist auch auf Erb-
verträge anzuwenden. 

Sachüberschrift vor § 602b 

2. Wirkung des Erbvertrages 

§ 602b 

Ein Erbvertrag hindert die Vertragschliessenden nicht, über ihr Ver-
mögen zu Lebzeiten zu verfügen. Das Recht aus dem Erbvertrag setzt 
den Tod des Erblassers voraus. Es kann von dem Vertragserben für den 
Fall, dass er den Erblasser nicht überlebt, weder auf andere übertragen, 
noch um der künftigen Erbschaft willen eine Sicherstellung gefordert 
werden. 

§ 602c 

Hat der Erblasser nur über einen Teil des Nachlasses verfügt, so fällt 
der übrige Teil nicht dem Vertragserben, sondern den gesetzlichen Erben 
zu. Pflichtteilsberechtigten bleiben ihre Rechte wie gegen eine andere 
letzte Anordnung vorbehalten. 

§ 602d 

3. Erlöschen des Erbvertrages 

1) Der Erbvertrag kann gemäss den Bestimmungen des Abs. 2 wider-
rufen oder nach den gesetzlichen Vorschriften entkräftet werden. 

2) Ein Erbvertrag kann aus Gründen, die eine Enterbung rechtfertigen 
(§§ 768 ff.) sowie wegen groben Undanks (§ 948) einseitig widerrufen 
werden. Weiters kann der Erbvertrag unter Ehegatten, eingetragenen 
Partnern oder Personen, die eine faktische Lebensgemeinschaft führen, 
im Falle der Aufhebung der Lebensgemeinschaft widerrufen werden. Der 
Widerruf bedarf zu seiner Gültigkeit der Schriftform und der Beglaubi-
gung der Unterschrift. 
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3) Der Erbvertrag unter Ehegatten erlischt bei Ungültigerklärung 
(Art. 39 EheG), Scheidung (Art. 50 ff. EheG) oder Trennung (Art. 63 ff. 
EheG) der Ehe, der Erbvertrag unter eingetragenen Partnern bei gericht-
licher Auflösung der eingetragenen Partnerschaft (Art. 26 ff. PartG). 

§ 602e 

Vermächtnisvertrag 

1) Durch einen Vermächtnisvertrag werden Vermächtnisse (§ 535) 
versprochen und das Versprechen angenommen. 

2) Die Bestimmungen über den Erbvertrag gelten sinngemäss. 

§ 608 Sachüberschrift 

Fideikommissarische Substitution 

§ 616 

Insbesondere verliert die einem Testierunfähigen gemachte fideikom-
missarische Substitution (§§ 608 und 609) ihre Kraft, wenn bewiesen 
wird, dass er zur Zeit seiner letzten Anordnung bei voller Besonnenheit 
war, oder wenn ihm das Gericht wegen erlangten Verstandgebrauches die 
freie Verwaltung des Vermögens eingeräumt hat; und die Substitution 
lebt nicht wieder auf, ob er gleich wegen Rückfalls wieder unter einen 
Kurator gesetzt worden ist und in der Zwischenzeit keine letzte Anord-
nung errichtet hat. 

Sachüberschriften vor §§ 647 und 649 

Aufgehoben 

§§ 669 bis 671 

Aufgehoben 
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§ 679 

k) des Goldes oder Silbers; der Wäsche 

Das Vermächtnis des Goldes oder Silbers begreift das verarbeitete 
und unverarbeitete, doch nicht das gemünzte, noch auch dasjenige in 
sich, was nur ein Teil oder eine Verzierung eines andern Verlassenschafts-
stückes, z.B. einer Uhr oder Dose, ausmacht. Die Wäsche wird nicht zur 
Kleidung, und Spitzen werden nicht zur Wäsche, sondern zum Putze 
gerechnet. 

§ 680 

Aufgehoben 

§ 688 

Recht des Legatars zur Sicherstellung 

In allen Fällen, in welchen ein Gläubiger von einem Schuldner Sicher-
stellung zu fordern berechtigt ist, kann auch ein Legatar die Sicherstel-
lung seines Legates verlangen. 

§ 700 

d) Bedingung der Nichtverehelichung und Nichtbegründung einer 
eingetragenen Partnerschaft 

Die Bedingung, dass der Erbe oder der Legatar sich, selbst nach er-
reichter Volljährigkeit, nicht verehelichen oder keine eingetragene Part-
nerschaft eingehen solle, ist als nicht beigesetzt anzusehen. Nur eine 
verwitwete Person oder ein überlebender eingetragener Partner muss, 
wenn sie beziehungsweise er ein oder mehrere Kinder hat, die Bedingung 
erfüllen. Die Bedingung, dass der Erbe oder Legatar eine bestimmte 
Person nicht heirate oder mit ihr keine eingetragene Partnerschaft be-
gründe, kann gültig auferlegt werden. 

§ 718 

Der Widerruf kann nur in einem solchen Zustande gültig geschehen, 
worin man einen letzten Willen zu erklären fähig ist. 
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Sachüberschrift vor § 730 

Gesetzliche Erben 

§ 730 Abs. 2 

Aufgehoben 

Sachüberschrift vor § 731 

I. Gesetzliches Erbrecht der Verwandten 

Sachüberschrift vor § 757 

II. Gesetzliches Erbrecht eines Ehegatten oder eingetragenen Partners 

§ 757 Abs. 1 

1) Der Ehegatte oder eingetragene Partner des Erblassers ist neben 
Kindern des Erblassers und deren Nachkommen zur Hälfte des Nachlasses, 
neben Eltern und Geschwistern des Erblassers oder neben Grosseltern 
zu zwei Dritteln des Nachlasses gesetzlicher Erbe. Sind neben Grossel-
tern Nachkommen verstorbener Grosseltern vorhanden, so erhält über-
dies der Ehegatte oder der eingetragene Partner von dem restlichen Drittel 
des Nachlasses den Teil, der den Nachkommen der verstorbenen Gross-
eltern zufallen würde. Gleiches gilt für jene Erbteile, die den Nachkom-
men verstorbener Geschwister zufallen würden. In den übrigen Fällen 
erhält der Ehegatte oder eingetragene Partner den ganzen Nachlass. 

Sachüberschrift vor § 762 

Welchen Personen ein Pflichtteil gebühre 

§ 762 

Die Personen, die der Erblasser in der letzten Anordnung bedenken 
muss, sind seine Kinder, in Ermangelung solcher seine Eltern, und der 
Ehegatte oder eingetragene Partner. 
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§ 765 Abs. 2 

2) Der Ehegatte oder eingetragene Partner hat Anspruch auf den 
doppelten Pflichtteil, wenn er massgeblich zum Aufbau des Vermögens 
des Erblassers beigetragen hat und der während der Ehe oder der einge-
tragenen Partnerschaft erwirtschaftete Vermögenszuwachs den Grossteil 
der Erbschaft ausmacht. 

§ 783 Sachüberschrift 

Wer zur Entrichtung des Erb- oder Pflichtteils beizutragen habe 

§ 783a 

Stundung und Ratenzahlung des Pflichtteilsanspruchs 

1) Der Erbe kann Stundung des Pflichtteils oder die Zahlung des 
Pflichtteils in Raten verlangen, wenn die sofortige Erfüllung des gesamten 
Pflichtteilsanspruchs für den Erben wegen der Art der Nachlassgegen-
stände eine unbillige Härte wäre, insbesondere wenn sie ihn zur Aufgabe 
des Familienheims oder zur Veräusserung eines Wirtschaftsguts zwingen 
würde, das für den Erben und seine Familie die wirtschaftliche Lebens-
grundlage bildet. Die Interessen des Pflichtteilsberechtigten sind ange-
messen zu berücksichtigen. 

2) Für den Fall der Stundung oder Ratenzahlung ist die Pflichtteils-
forderung zu verzinsen. Darüber hinaus kann der Pflichtteilsberechtigte 
Sicherheitsleistung verlangen. Über Höhe und Fälligkeit der Zinsen sowie 
über Art und Umfang der Sicherheitsleistung entscheidet das Gericht 
nach Billigkeit. 

3) Eine rechtskräftige Entscheidung nach Abs. 1 und 2 kann vom Ge-
richt auf Antrag aufgehoben oder abgeändert werden, wenn sich die 
Verhältnisse nach der Entscheidung wesentlich geändert haben. 

4) Zur Entscheidung über die Anträge nach Abs. 1 bis 3 ist das Ver-
lassenschaftsgericht zuständig. Ist über den Pflichtteilsanspruch ein Rechts-
streit anhängig, sind die Anträge nach Abs. 1 und 2 in diesem Verfahren 
zu stellen. 
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§ 786 

Der Pflichtteil wird ohne Rücksicht auf Vermächtnisse und andere 
aus dem letzten Willen entspringenden Lasten berechnet. Bis zur wirkli-
chen Zuteilung ist die Verlassenschaft, in Ansehung des Gewinnes und 
der Nachteile, als ein zwischen den Erben und Pflichtteilsberechtigten 
verhältnismässig gemeinschaftliches Gut zu betrachten. 

§ 788 

Was der Erblasser bei Lebzeiten einem Kind zur Ausstattung oder 
unmittelbar zum Antritt eines Amtes oder eines Gewerbes gegeben oder 
zur Bezahlung der Schulden eines volljährigen Kindes verwendet hat, 
wird in den Pflichtteil eingerechnet. 

§ 792 

Die Eltern können einem Kinde die Anrechnung auch bei der gesetz-
lichen Erbfolge ausdrücklich erlassen. Wenn aber die nötige Erziehung 
der übrigen Kinder weder aus ihrem eigenen, noch aus dem Vermögen 
der Eltern bestritten werden könnte, so muss das Kind dasjenige, was es 
zu den im § 788 erwähnten Zwecken im voraus empfangen hat, sich in 
dem Masse anrechnen lassen, als es zur Erziehung für die Geschwister 
notwendig ist. 

§ 797 

Niemand darf eine Erbschaft eigenmächtig in Besitz nehmen. Das 
Erbrecht muss vor Gericht verhandelt und von demselben die Einant-
wortung des Nachlasses, das ist die Übergabe in den rechtlichen Besitz, 
bewirkt werden. 

§ 812 

c) Absonderung der Verlassenschaft von dem Vermögen des Erben 

Besorgt ein Erbschaftsgläubiger, ein Legatar oder ein Pflichtteilsbe-
rechtigter, dass er durch Vermengung der Verlassenschaft mit dem Ver-
mögen des Erben für seine Forderung Gefahr laufen könne, so kann er 
vor der Einantwortung verlangen, dass die Erbschaft von dem Vermögen 
des Erben abgesondert, vom Gerichte verwahrt oder von einem Verlas-
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senschaftskurator verwaltet, sein Anspruch darauf vorgemerkt und be-
richtigt werde. In einem solchen Falle hat ihm aber der Erbe, obschon 
dieser sich unbedingt als Erbe erklärt hätte, aus eigenem Vermögen nicht 
mehr zu haften. 

§ 824 

Wirkung derselben 

Wenn der Beklagte zur Abtretung der Verlassenschaft ganz oder zum 
Teile verhalten wird, so sind die Ansprüche auf die Zurückstellung der 
von dem Besitzer bezogenen Früchte oder auf die Vergütung der von 
demselben in dem Nachlasse verwendeten Kosten nach jenen Grundsätzen 
zu beurteilen, welche in Rücksicht auf den gutgläubigen oder bösgläubigen 
Besitzer festgesetzt sind (Art. 517 und 519 SR). Ein dritter gutgläubiger 
Besitzer ist für die in der Zwischenzeit erworbenen Erbstücke nieman-
dem verantwortlich. 

Überschrift vor § 1217 

28. Hauptstück 

Von den Ehepakten und dem Anspruch auf Ausstattung 

§ 1217 Abs. 1 

1) Ehepakte heissen diejenigen Verträge, welche in Absicht auf die 
eheliche Verbindung über das Vermögen geschlossen werden, und vor-
züglich die Gütergemeinschaft, die Verwaltung und Fruchtniessung des 
eigenen Vermögens und den Witwengehalt zum Gegenstande haben. 

§§ 1218 und 1219 

Aufgehoben 
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Sachüberschrift vor § 1220 

Ausstattung 

§ 1220 

Besitzt ein Kind kein eigenes, zu einer angemessenen Ausstattung 
hinlängliches Vermögen, so sind Eltern und Grosseltern nach der Reihen-
folge und nach den Grundsätzen, nach denen sie für den Unterhalt der 
Kinder zu sorgen haben, verpflichtet, den Kindern oder Enkelkindern 
bei ihrer Verehelichung eine Ausstattung zu geben oder dazu verhältnis-
mässig beizutragen. 

§ 1221 

Berufen sich Eltern oder Grosseltern auf ihr Unvermögen zur Bestel-
lung einer angemessenen Ausstattung, so hat das Gericht auf Antrag des 
Ausstattungsberechtigten, jedoch ohne strenge Untersuchung des Ver-
mögensstands, darüber zu entscheiden. 

§ 1222 

Wenn ein Kind ohne Wissen oder gegen den Willen seiner Eltern ge-
heiratet hat und das Gericht die Ursache der Missbilligung begründet 
findet, sind die Eltern selbst in dem Falle, dass sie in der Folge die Ehe 
genehmigen, nicht schuldig, ihm eine Ausstattung zu geben. 

§ 1223 

Hat das Kind seine Ausstattung schon erhalten und sie, wenn auch 
ohne sein Verschulden, verloren, so ist es nicht mehr - selbst nicht bei 
Eingehung einer weiteren Ehe - berechtigt, eine neue zu fordern. 

§§ 1224 bis 1229 

Aufgehoben 

§ 1245 

Aufgehoben 
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§§ 1248 bis 1254 

Aufgehoben 

§ 1259 

Aufgehoben 

II. 

Änderung von Bezeichnungen 

1) In den §§ 764, 766, 767, 770, 773, 774, 775, 777 bis 779, 782 bis 784, 
787, 795 und 951, in der Sachüberschrift vor § 775 sowie in Art. 29 IPRG 
wird die Bezeichnung "Noterben" durch die Bezeichnung "Pflichtteils-
berechtigte", in der jeweils grammatikalisch richtigen Form, ersetzt. 

2) In den §§ 800, 801, 806, 807, 811, 815 und 819, in der Sachüber-
schrift vor § 799 sowie in Art. 17 EO wird die Bezeichnung "Erbserklä-
rung" durch die Bezeichnung "Erbantrittserklärung" ersetzt. 

III. 

Übergangsbestimmungen 

1) Die §§ 569, 590 und 597 sind anzuwenden, wenn die letzte Anord-
nung frühestens am Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes errichtet wurde. 

2) Die §§ 602 bis 602e sind anzuwenden, wenn die Vereinbarungen 
frühestens am Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes abgeschlossen wurden. 

3) Die §§ 757 Abs. 1 und 765 Abs. 2 sind anzuwenden, wenn der Erb-
lasser frühestens am Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes gestorben ist. 

4) Auf vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes geschlossene Ehepakte 
findet das bisherige Recht Anwendung. 
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IV. 

Aufhebung bisherigen Rechts 

Es werden aufgehoben: 
a) Hofdekret vom 25. Juni 1817, JGS. Nr. 1340, zu § 1249 ABGB (ASW); 
b) § 53 SchlT des Personen- und Gesellschaftsrechts (PGR) vom 

20. Januar 1926, LGBl. 1926 Nr. 4; 
c) Hofdekret vom 18. Juli 1820, JGS. Nr. 1676, zu § 548 ABGB (ASW); 
d) § 2 Bst. b bis e und g der Fürstlichen Verordnung vom 6. April 1846 

betreffend die Einführung der §§ 531 bis 824 ABGB, Erbrechtspatent 
Nr. 3.877 (ASW). 

V. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Re-
ferendumsfrist am 1. Oktober 2012 in Kraft, andernfalls am Tage der 
Kundmachung. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Dr. Klaus Tschütscher 
Fürstlicher Regierungschef 


